
GEMEINDE WILHELMSTHAL 
 

 

A N T R A G 

zur Genehmigung für das Abbrennen eines Feuerwerkes der Klasse II 
 

 
Ich beantrage die Freistellung vom Verwendungsverbot des § 23 Abs. 2 1. Halbsatz gemäß § 24 Abs. 1 der 1. SprengV. Es 

sollen keine Feuerwerkskörper der Klassen III und IV ( Großfeuerwerk ) abgebrannt werden, daher ist die Anzeige eines 

Großfeuerwerks und die Anwesenheit eines Pyrotechnikers mit Erlaubnis gemäß § 7, § 27 oder Befähigungsschein gemäß  

§ 20 des SprengG nicht erforderlich. 

 

Ferner beantrage ich die zur Beschaffung der vorgesehenen Feuerwerkskörper ( Fontänen, Sonnen, Batterien, Raketen usw. ) 

notwendige Ausnahmegenehmigung gemäß § 24 (1) der 1. SprengV ( siehe hierzu § 22 (1) ). 

 

Ich versichere, dass 

>  das Abbrennen des Kleinfeuerwerks nicht in der Nähe von Anlagen und Gebäuden stattfindet, die in § 23 (1)  

 der 1. SprengV als besonders schützenswert genannt sind, 

> eine angemessene Haftpflichtversicherung besteht, 

> die Gemeinde Wilhelmsthal von allen Ersatzansprüchen – auch Dritter – befreit wird und 

die notwendigen Sicherungsmaßnahmen getroffen und die Unfallverhütungsvorschriften beachtet werden. 

 

 

 

 

Antragsteller:    Herr / Frau ……………………………………………………………………………. 

 

 

Straße / Hausnummer:  ………………………………………………………………………………………….. 

 

 

PLZ / Ort:   ………………………………………………………………………………………….. 

 

 

Anlass des Feuerwerkes:  ………………………………………………………………………………………….. 

 

 

Datum / Uhrzeit:   ……......................201………. von .................... bis ....................Uhr 

 

 

Ort des Abbrennens:  ……………………………………………………………………………………..…… 

 

 

Zustimmung / Unterschrift des 

Grundstückeigentümers:    Ja   ……………………………………………………………………………….. 

 

 

Verantwortliche Person / Firma: ………………………………………………………………………………………….. 

    wenn abweichend vom Antragsteller 

 

 

Straße / Nr. / PLZ / Ort:  ………………………………………………………………………………………….. 

 

 

Wilhelmsthal, den ……......................201………. / …………………………………………………………………………. 

       Unterschrift des Antragstellers 

 

 

 

Nach Tarif-Nr. 7.1.3/2.6 des Kostenverzeichnisses zum Kostengesetz (KG) in der z.Z. gültigen Fassung ist für eine Ausnah-

megenehmigung für das Abbrennen eines Kleinfeuerwerks eine Rahmengebühr von 40 bis 300 € festgelegt. Die Gemeinde 

Wilhelmsthal berechnet lediglich die Mindestgebühr von 40,00 €. 

 

 



A U S Z U G 

Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz ( 1. SprengV ) 
 
 

 

§ 20  

 

(1) Wer pyrotechnische Gegenstände herstellt, in den Geltungsbereich des Gesetzes einführt oder verbringt oder 

einführen oder verbringen lässt, darf diese anderen nur überlassen, wenn ihre Sätze  

 

1. mechanisch oder chemisch nicht verunreinigt sind, 

 

2. keine saure Reaktion zeigen, es sei denn, dass die Handhabungssicherheit oder die Lagerbeständigkeit nicht  

    beeinträchtigt wird, 

 

3. folgende Ausgangsstoffe nicht enthalten:  

    a) Schwefel mit freier Säure oder mit mehr als 0,1 vom Hundert unverbrennbaren Bestandteilen, 

    b) Schwefelblüte, 

    c) weißen (gelben) Phosphor, 

    d) Kaliumchlorat mit mehr als 0,15 vom Hundert Bromatgehalt. 

 

 

§ 22  

 

(1) Pyrotechnische Gegenstände der Kategorie 2 dürfen dem Verbraucher nur in der Zeit vom 29. bis 31. De-

zember überlassen werden; ist einer der genannten Tage ein Sonntag, ist ein Überlassen bereits ab 28. Dezember 

zulässig. Satz 1 gilt nicht für Verbraucher, die eine Erlaubnis nach § 7 oder § 27 oder einen Befähigungsschein 

nach § 20 des Gesetzes oder eine Ausnahmegenehmigung nach § 24 Absatz 1 besitzen. Die Regelungen zu den 

Ladenöffnungszeiten der Länder bleiben unberührt. 

 

 

§ 23  

 

(1) Das Abbrennen pyrotechnischer Gegenstände in unmittelbarer Nähe von Kirchen, Krankenhäusern, Kinder- 

und Altersheimen sowie Reet- und Fachwerkhäusern ist verboten. 

 

(2) Pyrotechnische Gegenstände der Kategorie 2 dürfen in der Zeit vom 2. Januar bis 30. Dezember nur durch 

Inhaber einer Erlaubnis nach § 7 oder § 27, eines Befähigungsscheines nach § 20 des Gesetzes oder einer Aus-

nahmebewilligung nach § 24 Absatz 1 verwendet (abgebrannt) werden. Am 31. Dezember und 1. Januar dürfen 

sie auch von Personen abgebrannt werden, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. 

 

 

§ 24  

 

(1) Die zuständige Behörde kann allgemein oder im Einzelfall von den Verboten des § 20 Abs. 1 und 2, des § 22 

Absatz 1 und des § 23 Absatz 1 und 2 aus begründetem Anlass Ausnahmen zulassen. Eine allgemeine Ausnah-

megenehmigung ist öffentlich bekanntzugeben. 

 

(2) Die zuständige Behörde kann allgemein oder im Einzelfall anordnen, dass pyrotechnische Gegenstände  

 

1. der Kategorie 2 in der Nähe von Gebäuden oder Anlagen, die besonders brandempfindlich sind, und 

 

2. der Kategorie 2 mit ausschließlicher Knallwirkung in bestimmten dichtbesiedelten Gemeinden oder Teilen  

    von Gemeinden zu bestimmten Zeiten auch am 31. Dezember und am 1. Januar nicht abgebrannt werden dür- 

    fen. Eine allgemeine Anordnung ist öffentlich bekanntzugeben. 
 

 

 

 


